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werden zu lassen. Aber bereits im näch-
sten Jahr kam es nach der Reichskanzler-
schaft Hitlers und der Annahme des Er-
mächtigungsgesetzes aller Parteien mit
Ausnahme der SPD (die KPD war bereits
verboten) innerhalb weniger Monate zur
Machtübernahme der Nazis auch im Er-
langer Rathaus. Dabei war dies eine Ent-
machtung von oben und nicht ein „An-
die-Macht-kommen“ durch demokrati-
sche Wahlen.

Die Gleichschaltung der Länder löste
auch die gemeindlichen Selbstverwal-
tungskörperschaften auf. Das Gesetz
vom 31. März 1933 bestimmte eine Neu-
bildung „nach der Zahl der gültigen Stim-
men, die bei der Wahl zum Deutschen
Reichstag am 5. März 1933 abgegeben
worden sind.“ Das Stadtratsgremium
wurde im April auf 20 reduziert und neu
besetzt. Das geschah durch ein Gremi-
um, das sich „Wahlausschuss“ nannte.
Die Parteien mussten sogenannte „Wahl-
vorschläge“ einreichen. Dies hat wohl
manche Autoren dazu verführt, von ei-
ner „Wahl“ zum Stadtrat 1933 zu spre-
chen, die aber nie stattfand. Es sollte le-
diglich nach außen so aussehen. Bei der
Umrechnung traten die DVP und der
Christlich-Soziale-Volksdienst und die
Kampffront Schwarz-weiß-rot (2) ge-
meinsam mit der NSDAP (9) an und er-
hielten 11 Sitze. Die BVP erhielt 2 Sitze und
die SPD 7 Sitze. Im März 1933 traten dann
auch der OB Flierl und der Rechtsrat Ohly
der NSDAP bei.

Bereits im März wurden zahlreiche
führende Sozialdemokraten und Kom-
munisten verhaftet, in sogenannte
„Schutzhaft“ genommen, was tatsäch-
lich Nazi-Willkür bedeutete. In Erlangen
waren dies zum Beispiel Michael Poesch-
ke oder Josef Hartmann, dazu SPD-Stadt-
räte wie Kränzlein, Schalk und Schoch.

Die Umstände ließen auch Gewalt
gegen die übriggebliebenen sozialdemo-
kratischen Stadträte befürchten. Deshalb
blieben sie auch der ersten Sitzung des
neuen Gremiums am 27. April fern. Der
Kreisleiter der NSDAP Groß wurde in die-
ser Sitzung zum 2. Bürgermeister ge-
wählt – das war auch der einzige Tages-
ordnungspunkt –, mit den Stimmen der
anwesenden Nazis, der Deutsch-Natio-
nalen und der beiden von der BVP.

Bemerkenswert dabei ist, dass Micha-
el Poeschke und Simon Schönberger zu
dieser Zeit in sogenannter Schutzhaft im
Gefängnis in Windsheim saßen. Dorthin
wurde auch die Einladung zur Stadtrats-
sitzung geschickt, wie es sich für eine
gute Verwaltung gehört. Beide richteten

dann auch ein Entschuldigungsschreiben
für ihr Fernbleiben aus der Haft an den
Oberbürgermeister Flierl. Die Briefe zei-
gen, wie hilflos die Sozialdemokratie der
offen ausgetragenen Gewalt gegenüber
stand und wie verzweifelt immer noch
nach einem legalen Ausweg gesucht
wurde. Der Wortlaut des Schreibens:

„Der Einladung zur Sitzung können
die unterzeichneten Mitglieder kei-
ne Folge leisten, weil sie, wie amts-
bekannt ist. sich in Schutzhaft be-
finden.
Wir wünschen den übrigen Mitglie-
dern des Stadtrats zu ihrer Arbeit

für unsere Stadt das Beste und bit-
ten Sie, Herr Oberbürgermeister,
uns für die Dauer der Schutzhaft,
bei den Sitzungen des Stadtrats
entschuldigen zu wollen.
Mit vorzüglicher Hochachtung er-
gebenst Michael Poeschke, Simon
Schönberger.“

Dies lässt einmal die Illusion erahnen,
von der viele Sozialdemokraten über-
zeugt waren: Dass der Nazi-Spuk rasch
beendet wäre. Dies zeigt auch das Fest-
halten an legalen, rechtsstaatlichen Mit-
teln gegenüber einem Gegner, der mit
pseudo-legalen Maßnahmen den
Rechtsstaat in sein Gegenteil verkehrte.

Im Mai legten die SPD-Stadträte in ei-
ner gemeinsamen Aktion ihr Mandat

nieder, aus „Gesundheitsgründen“ wie es
in den gleichlautenden Schreiben heißt.
Im Juni erließ das bayerische Staatsmi-
nisterium des Innern dann eine Ent-
schließung, die Fernhaltung der Sozial-
demokraten von den Sitzungen betref-
fend, um ihnen auch ja jegliche Mitarbeit
unmöglich zu machen. Im amtlichen
Schreiben heißt es, dass sie zu ihrem ei-
genen Schutz der Sitzung fernbleiben
sollten, da der Hass der national gesinn-
ten Bevölkerung ihre Sicherheit gefähr-
det sein ließ, nachdem die Reichs-SPD
ihren Sitz nach Prag verlegt habe.

Mit einer Verordnung des Reichsmini-
sters des Innern vom Juli
1933 wurde dann die Sitz-
zuteilung an die SPD auch
offiziell unwirksam. Ab 20.
Juli bestand der Erlanger
Stadtrat nur noch aus 11
Mitgliedern, die alle in der
nationalsozialistischen
Fraktion zusammenge-
schlossen waren, da die
beiden Vertreter der
„Kampffront schwarz-
weiß-rot“ sich den Nazis
angeschlossen und die
beiden BVPler ihr Mandat
zurückgegeben hatten.
Der Erlanger Stadtrat mit
den jetzt so genannten
„Ratsherren“ verkam zu
einem bloßen Zustim-
mungsorgan. Er war voll-
kommen unwichtig; nicht
einmal mehr als Fassade
wurde er gebraucht.

Neubeginn kommunaler
Demokratie
Kommunalwahlen nach
dem 2. Weltkrieg

Nach Ende des Krieges setzten die
Amerikaner zunächst einen „Beirat“ ein
aus unbelasteten Personen verschiede-
ner politischer Richtungen. Im Dezember
1945 erließ die Militärregierung für Bay-
ern eine Gemeindeordnung, in der auch
die Wahl für die Gemeindevertreter ge-
regelt wurde, die dann im Mai 1946 statt-
fand. Es galt eine reine Listenwahl; jeder
Wähler hatte nur eine Stimme.

Das Wahlergebnis war für die SPD
phänomenal. Zum ersten Mal in ihrer
kommunalpolitischen Geschichte er-
reichte sie über 50 Prozent, was sich dann
auch im Stadtrat mit der absoluten
Mehrheit an Sitzen niederschlug. Man
könnte diesen historischen Wahlerfolg
der SPD dahin deuten, dass die Bevölke-
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rung von Erlangen begriffen hatte, dass
nur die Linke wirklichen Widerstand ge-
gen das verbrecherische Nazi-Regime
geleistet hatte, und deshalb dieser poli-
tischen Richtung auch am ehesten die
Zukunft Erlangens anvertrauen wollte.
Aber ein Blick auf die nächsten Wahlen
nur zwei Jahre später, es gab mittlerwei-
le einen gewählten Landtag, eine neue
bayerische Verfassung, lässt andere Rück-
schlüsse auf die Gründe für das Wahler-
gebnis von 1946 zu:

Wahljahr 1946 1948
Bevölkerung Erlangens 44.339 45.278
Wahlberechtigte 18.608 24.452

Obwohl die Bevölkerung nur um 900
zugenommen hatte, war die Zahl der
Wahlberechtigten um fast 6.000 gestie-
gen. Was war die Ursache dafür? 1946
durften nicht alle Erlanger wählen. 1946
waren die ehemaligen Nazis von der
Wahl ausgeschlossen: Alle, die vor 1937
in die Partei eingetreten waren, und alle,
die irgendein Amt in der Partei oder in
den NS-Organisationen innehatten.  Zur
Feststellung der wahlberechtigten Perso-
nen wurden Fragebogen an alle über 21
Jahre alten Personen ausgegeben. Um
auch alle zu erreichen, wurde die Ausga-
be der Fragebogen verknüpft mit der
Ausgabe der neuen Lebensmittelmarken.
Danach wurde entschieden, ob jemand
zur Wahl gehen durfte oder nicht. Inter-
essant sind die Einsprüche gegen den
Ausschluss von der Wahl; da findet sich
manch prominenter Erlanger Bürger wie-
der. Vor diesem Hintergrund erklärt sich
das Ergebnis von über 50 Prozent für die
SPD. Somit bleibt die absolute Mehrheit
der SPD im Stadtrat von 1972 ein singu-
läres historisches Ereignis.

Wie angespannt die Lage in diesen
Jahren durch die Rationierung der Le-
bensmittel war, lässt sich allein daraus
entnehmen, dass die städtischen
Bediensteten für ihren Einsatz bei der
Stadtratswahl nicht nur 2 Tage frei beka-
men, sondern, was für sie wohl noch
wichtiger war, pro Einsatztag Sonderzu-
lagen erhielten, nämlich 50 Gramm Käse
und 100 Gramm Brot.

Die SPD-Fraktion in den 50ern
Man könnte diese Zeitspanne auch die

„Ära Poeschke“ nennen. Die herausra-
genden Leistungen von Poeschke sind in
diesem Jahr bereits anlässlich der Ge-
denkfeiern zu seinem 50. Todestag aus-
führlich gewürdigt worden. Nochmals sei
betont, dass eines der Hauptverdienste

ist, Siemens in Erlangen sozusagen eine
dritte Heimat gegeben zu haben gegen
Widerstände im Stadtrat und bei Sie-
mens. Denn es war einige Zeit nicht völ-
lig klar, ob die Aufnahme der Berliner
1945 in Erlangen von Dauer sein würde.
Poeschke kommentierte dies einmal so,
dass die SPD zwar den wesentlichen Ver-
dienst an der Ansiedlung des Hauses Sie-
mens in Erlangen habe, diese historische
Tat habe aber auch eine politische „Kehr-
seite“, denn ein großer Teil der SSW-Bür-
ger würde nicht die SPD, sondern bürger-
liche Parteien wählen. Und in weiser Vor-
aussicht prophezeite er: „Die Masse der

Siemens-Wähler wird ein unberechenba-
rer Faktor im politischen Leben Erlangens
bleiben.“ – eine Erfahrung, die mancher
Wahlkampfleiter später nur bestätigen
konnte.

Man könnte diese Zeitspanne der 50er
auch nennen „Kommunalpolitik im Kal-
ten Krieg“. Dies verweist einmal darauf,
dass auch bei den Kommunalwahlen
bundespolitische Themen eine große
Rolle spielten, wie z.B. die deutsche Ein-
heit, die gewollte oder auch nicht ge-
wünschte Integration der Flüchtlinge
und Vertriebenen, und vor allem die Wie-
derbewaffnung der Bundesrepublik. Dies
verweist aber auch darauf, dass in den
50ern verbaler Krieg zwischen den Par-
teien und Fraktionen herrschte. So ver-

teilte die FDP bei Wahlen Flugblätter mit
der Schlagzeile „Roter Terror in Erlangen“.
Poeschke sprach seinerseits bezüglich
der FDP, dass jetzt dort die Hitlerjungen
das Sagen hätten. Da ging es verbal zur
Sache.

Da hier doch amtierender und ehema-
liger Oberbürgermeister und ehemalige
Bürgermeisterinnen anwesend sind, soll
auf die Wahlen der letzteren nach 1945
eingegangen werden. Diese Wahlen zei-
gen nämlich etwas von der Atmosphäre
zwischen den Fraktionen.

Klar war von Anfang an, dass Ham-
merbacher zunächst OB werden sollte,

Poeschke wiederum Vor-
sitzender der SPD und
nach einer Einarbeitungs-
zeit in die Verwaltung
dann selbst OB werden
sollte. Im Herbst 1946 kam
es dann auch zum perso-
nellen Wechsel. Diese
Wahlen nahm noch der
Stadtrat selbst vor. Die
CSU war gegen Poeschke
und forderte – wie es in
der Weimarer Republik
der Fall gewesen war – ei-
nen Volljuristen an der
Spitze der Stadt, fand aber
dafür keine Mehrheit.

Die SPD rächte sich
dann später bei der Wahl
des Bürgermeisters. Der
CSU wurde von den Sozi-
aldemokraten diese Positi-
on angeboten, aber mit
der Bedingung, dass dies
nun ein Jurist sein müsse.
Da die CSU einen solchen
nicht zu benennen ver-
mochte, wurde die Wahl
eines Bürgermeisters ver-

schoben und schließlich ganz unterlas-
sen.

Nach der Wahl 1948 wurde Michael
Poeschke mit 22 Stimmen des Stadtrats
wieder zum Oberbürgermeister gewählt.
Nach gutem demokratischem Brauch
wurde nun der damaligen zweitstärk-
sten Partei, der FDP, die Nominierung des
2. Bürgermeisters überlassen. In der fol-
genden Wahl erhielt Fritz Prütting (FDP)
dann auch 19 Stimmen. Allerdings kam
es im nächsten Jahr zu einigem Wirbel
im Stadtrat. Bürgermeister Prütting wur-
de wegen Verstoßes gegen das Bewirt-
schaftungsgesetz (Schwarzhandel mit
Bienenhonig als Bäckermeister) verur-
teilt und musste zurücktreten. Nach ei-
nigem Hin und Her wurde schließlich mit
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20 von 21 gültigen Stimmen Anna Pirson
von der FDP gewählt, die erste Frau als
Bürgermeisterin in Erlangen, aber auch
erst, als sie von der Spruchkammer in der
Berufung, in der zweiten Instanz, gera-
de so entlastet worden war; was die Be-
dingung der SPD gewesen war.

Seit 1952 wurde der Oberbürgermei-
ster von der Bevölkerung gewählt. Die
Amtszeit betrug nun 6 Jahre. 1952 hatte
Poeschke einen Gegenkandidaten, Adam
Heckel von der KPD. Im Vorfeld hatte es
im bürgerlichen Lager Bestrebungen ge-
geben, den ehemaligen OB Flierl als Ge-
genkandidaten zu nominieren, selbst
Ohly war dafür im Gespräch. Die SPD
kommentierte Flierl als eine Person, die
„mit wehenden Fahnen ins Lager der
Nazis übergeschwenkt war, um in Amt
und Würden bleiben zu können“; Ohly
bezeichnete man als „Trabanten des
Nazi-OB und Kreisleiters Groß“. Poesch-
ke gewann die Wahl haushoch und das
Erlanger Volksblatt frohlockte über die
„gelackmeierten Konspiranten“.Die SPD
gewann ebenfalls dazu, indem sie von
den mittlerweile 42 Stadträten 19 Sitze
errang.

Im Rathaus wurde eine Zusammenar-
beit zwischen den Fraktionen der SPD
und CSU (7 Sitze) vereinbart und deshalb
Herding, pensionierter Studienprofessor
und CSU-Fraktionsvorsitzender, zum Bür-
germeister gewählt, mit den Zuständig-
keiten für Schule und Kultur. Doch diese
Koalition hielt nur bis zum Sommer 1955.
Einer der Hauptgründe war ein altes so-
zialdemokratisches Ziel: die Gemein-
schaftsschule oder Simultanschule. Peter
Zink ging bei der Verfolgung dieses Zie-
les unkonventionelle Wege und nahm für
eine Besprechung bei der Regierung eine
Übersichtstafel der Loschgeschule mit,
trotz Widerstand von Hausmeister und
Schulleitung. Dem Schulreferenten Her-
ding wurde dies gemeldet und die gan-
ze Sache von der CSU weidlich öffentlich
ausgeschlachtet. Es gab Strafanzeigen
und Dienstaufsichtsbeschwerden.

Nach der Stadtratswahl 1956 hatten
sich zur Wahl des Bürgermeisters alle
nicht-sozialdemokratischen Parteien und
Gruppen auf die gemeinsame Wahl der
CSU-Stadträtin Brendel geeinigt. Bei der
geheimen Wahl stellte sich dann zu aller
Überraschung heraus, dass für Brendel
nur 19 Stimmen, für den FDP-Stadtrat

und Vorsitzenden Mohr aber 23 Stimmen
abgegeben worden waren. Hinter den
Kulissen hatten Poeschke und die SPD-
Fraktion ihn und einige FDP-Stadträte für
diesen Coup gewonnen. Die Empörung
der anderen Parteien war riesengroß
über dieses Komplott.

Vielleicht hat tatsächlich dieses Ereig-
nis die bürgerlichen Parteien enger zu-
sammengebracht, auch wenn sie bei der
Wahl des Oberbürgermeisters mit ihrem
neuen Kandidaten 1958 noch unterlagen.
Aber bei der durch den plötzlichen Tod
von Poeschke 1959 notwendig geworde-
nen erneuten Wahl gewann dann Hein-
rich Lades. Bei der Stadtratswahl 1960
gingen dann auch CSU, FDP und BHE eine
Listenverbindung ein und die SPD verlor
einen Sitz, hatte jetzt 18 Stadträte, kam
aber immer noch auf über 40 Prozent.
Der nicht mehr kandidierende Fraktions-
vorsitzende Walter Zieten konnte den
Leitartikel der Wahlzeitung von 1960 mit
Recht betiteln: „Sozialdemokraten seit
1945 erfolgreich im Stadtrat“.

Mit der Kommunalwahl von 1960 bin ich
fast am Schluss angelangt. Die ersten 50
der 100 Jahre Sozialdemokratie im Erlan-
ger Rathaus war das Thema. Ich setze hier
jetzt eine Zäsur aus verschiedenen Grün-
den:

1. Seit 1960 gibt es das heute noch
gültige Wahlsystem mit der sechs-
jährigen Legislaturperiode, dem Pa-
naschieren und Kumulieren und
der Direktwahl des OB. So ist die
Geschichte der SPD-Fraktion auch
eine Geschichte der Demokratisie-
rung des Kommunalwahlrechts in
Bayern.

2. Für die Erlanger Sozialdemokratie
war es 1959 eine gewaltige Zäsur,
zwar stärkste Fraktion zu bleiben,
aber nicht mehr den OB zu stellen.
Stärkste Fraktion blieb sie auch
noch in den nächsten Jahrzehnten,
bis der Erosionsprozess in der Frak-
tion selbst begann. Da haben wohl
einige das Wort Fraktion, das eben
bedeutet Bruchteil eines Parla-
ments, wörtlich genommen, näm-
lich lat. fractio, der Bruch, und sel-
bigen mit der Fraktion vollzogen.

3. Aus der Zeit der letzten 50 Jahre
gibt es noch viele aktiv beteiligte
Zeitzeugen, die es besser wissen als

ich. Es hat sich auch bereits eine
Projektgruppe gebildet, die diese
Zeit der sozialdemokratischen
Kommunalpolitik aufarbeitet.

Lassen Sie mich deshalb zusammen-
fassend sagen: In den hundert Jahren, die
seit dem ersten Einzug von Sozialdemo-
kraten in das Erlanger Rathaus vergan-
gen sind, haben die Erlanger Sozialdemo-
kratinnen und Sozialdemokraten Ent-
scheidendes zur Entwicklung Erlangens
beigetragen und zur Wohlfahrt seiner
Bürgerinnen und Bürger.

• Die Sozialdemokratie kämpfte zu
allererst für die elementaren Be-
dürfnisse der arbeitenden Men-
schen in unserer Stadt, für die Si-
cherung der nackten Existenz, für
ein Dach über dem Kopf, für er-
schwingliche Nahrungsmittel, für
bessere sanitäre Einrichtungen, für
soziale Hilfen. Die SPD bezog im-
mer ihr Selbstverständnis auch dar-
aus, die Partei der sozialen Kompe-
tenz zu sein.

• Die Sozialdemokraten kämpften
für gleiche Bürgerrechte auch auf
kommunaler Ebene schon in der
Kaiserzeit.

• Die Sozialdemokraten rangen um
soziale Gerechtigkeit in der Zeit der
Weimarer Republik.

• Die Sozialdemokraten versuchten
sich dem Faschismus in Erlangen
entgegenzustemmen und unterla-
gen.

• Die Sozialdemokraten bestimmten
maßgeblich die stürmische Ent-
wicklung, die Erlangen seit den
50ern nahm.

Die Tatsache, dass es die SPD in dieser
langen Zeit als einzige Partei nicht nötig
hatte, ihren Namen zu ändern, um sich
von Fehlern und Fehlentscheidungen ih-
rer Vertreter zu distanzieren, ebenso wie
die Erinnerung an diejenigen, die wäh-
rend der Nazi-Diktatur Verfolgung, Haft
und Folter für ihre Überzeugungen auf
sich nehmen mussten, bedeuten eine
Verpflichtung.

Die SPD-Fraktion kann mit Stolz auf
ihre Geschichte zurückblicken und dar-
aus hoffentlich auch Kraft schöpfen.
Manchmal, gerade in schweren Zeiten,
hilft die Besinnung auf die eigene Ge-
schichte. Denn, um Hermann Glaser zu
zitieren, „Zukunft braucht Herkunft“.
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Solidarität mit den
Streikenden!

Der Vorsitzende des Juso-Unterbezirks
Erlangen, Andreas Richter, hat die nach-
folgende Solidaritätserklärung im Audi-
max vor den streikenden Studierenden
vorgetragen:

„Im Namen der Jusos in der SPD im
Unterbezirk Erlangen überbringe ich die
Unterstützung und Solidarität mit den
streikenden Studierenden und den sich
ebenfalls beteiligenden Schülerinnen
und Schülern. Die Ziele der Proteste wer-
den von uns voll und ganz unterstützt.

Die unsozialen und ausgrenzenden
Studiengebühren in den CDU/CSU/FDP-
regierten Ländern müssen abgeschafft
werden, die katastrophalen Studienbedin-
gungen durch die Bologna-Reform grund-
legend verbessert werden und allgemein
muss eine Bildungspolitik durchgesetzt
werden, die den Interessen der Menschen
und nicht denen der Wirtschaft dient.

Die schlechten Bedingungen treffen
auch nicht nur die Studierenden und die
Schülerinnen und Schüler. Als wissen-
schaftlicher Mitarbeiter und Doktorand
hier an der Uni weiß ich, was die ach so
tolle Bologna-Reform an zusätzlichen
Belastungen und unsinnigem bürokrati-
schem Aufwand für uns Uni-Mitarbeite-
rinnen und -Mitarbeiter bedeutet.

Ich kann Euch zudem mitteilen, dass
auch der SPD-Kreisverband Erlangen die
Proteste unterstützt und seine Solidari-
tät erklärt hat. Die Besetzung des Audi-
max in Erlangen und die Besetzungen
anderswo sind richtig! Nur so kann den
Verantwortlichen klargemacht werden,
dass sich etwas ändern muss.“

Die Juso-Hochschulgruppe Erlangen-
Nürnberg unterstützt die Demonstratio-
nen und Hochschul-Besetzungen zum
bundesweiten Bildungsstreik 2009. Die
Entwicklungen des heutigen Tages waren
längst überfällig und absehbar. Ein stetig
sinkendes Bildungsniveau bei gleichzeitig
steigenden Bildungshürden müssen
zwangsläufig zu Protesten führen.

„Die Studierenden müssen spätestens
seit der Einführung der Bachelor-Master-
Studiengänge mit teilweise katastropha-
len Studienbedingungen zurecht kom-
men. Diplom-Stoff in Bachelor-Zeit, starre
Stundenpläne, Studiengebühren, überfüll-
te Hörsäle, aussiebende Studienfristen
und ausgrenzende NC Zulassungsverfah-
ren sind Beispiele für das marode Hoch-
schulsystem in Bayern, aber mit Blick in
andere Unistädte auch für die ganze Re-
publik!“ erklärt Dominique Nou, Vorsitzen-
der der Hochschulgruppe. „Wir fordern die
Studierenden in den Hörsälen auf durch-
zuhalten und diejenigen außerhalb der
besetzten Hörsäle, sich solidarisch ihren
KommilitonInnen anzuschließen! Nur
durch einen solidarischen, gemeinsamen
und konstanten Protest, können die Inter-

Die SPD-Landtagsabgeordnete Ange-
lika Weikert fordert die Staatsregierung
auf, die Vorschläge der Studenten zur
bayerischen Bildungslandschaft aufzu-
nehmen: "Die Aktivistinnen und Aktivi-
sten sind keine Krawallmacher oder Fau-
lenzer! In Workshops erarbeiten sie heu-
te Vorschläge, wie die Situation an deut-
schen Hochschulen verbessert werden
kann. Dies sollte die Staatsregierung
ernst nehmen!"

Die SPD-Landtagsfraktion unterstützt
die Anliegen der Studenten. Besonders
die Kritik an der übereilten Umstellung
der Studiengänge auf das Bachelor- und
Mastersystem findet bei der SPD Gehör:
"Im Zuge des Wettbewerbs um die jüng-

Bildungsstreik 2009

Studenten sind weder Krawallmacher
noch Faulenzer
Pressemitteilung von Angelika Weikert vom 18. Novem-
ber 2009

sten Absolventen in Europa wurden die
Stundenpläne der Studenten derart
überfrachtet, dass für eine persönliche
Entfaltung der jungen Menschen kaum
noch Zeit bleibt", erklärt Weikert. „Ne-
benjobs, Praktika und Auslandsaufenthal-
te prägen die Persönlichkeit und vermit-
teln Fähigkeiten, die man in einem Hörsaal
nicht lernen kann. Wollen wir denn nur
Theoretiker?", fragt die Abgeordnete.

Zudem könnten viele Studenten auf
den Nebenjob gar nicht verzichten, da sie
die Studiengebühren erwirtschaften
müssen. "Nicht zuletzt diesen Druck
müssen wir den jungen Leuten nehmen
– Studiengebühren gehören abge-
schafft!", fordert Weikert.

Juso-Hochschulgruppe erklärt sich solida-
risch mit den Streikenden

essen der Studierenden mit genug Nach-
druck durchgesetzt werden.“

„Es muss Schluss sein mit leeren Wor-
ten. Die Kanzlerin ruft die Bildungsrepu-
blik aus, wir, die Studierenden, werden
sie jetzt verwirklichen! Die bayerische
Staatsregierung spricht vom Besten Bil-
dungssystem in Deutschland, wir wer-
den es zum Gerechtesten und damit zum
wirklich ‚Besten‘ machen! Heute und in
den nächsten Tagen wird sich zeigen, ob
es die Verantwortlichen in München und
Berlin ernst meinen. Der erste Schritt
wäre die Wiedereinführung der verfas-
sten Studierendenschaft, welche unter
der CSU in Bayern abgeschafft wurde!
Nur sie ermöglicht eine eigenständige
Verwaltung der Studierenden und eine
demokratische Hochschule“, fordert Nou.

Die Juso Hochschulgruppe war die er-
ste Hochschulgruppe die sich heute soli-
darisch hinter die Besetzung des Audi-
max in Erlangen gestellt hat. Wir fordern
Konvent und Sprecherrat dazu auf gleich-
zuziehen! Eine Nichtbeteiligung entsprä-
che nicht ihrem Mandat.

Darüber hinaus fordern wir die Hoch-
schulleitung auf mit den Studierenden in

Kontakt zu treten, ihre Anliegen ernst zu
nehmen und sich auf allen Ebenen für
ihre Interessen einzusetzen. Die Vertre-
terInnen der Bundes- und Landesregie-
rung fordern wir auf die notwendigen
Reformen des Bildungssystems endlich
anzupacken und die Studierenden dabei
intensiv mit einzubeziehen.

Wir bitten die Bevölkerung, den Han-
del und alle BürgerInnen, die sich solida-
risch an die Seite der Studierenden stel-
len wollen, die Proteste zu unterstützen.
Die BesetzerInnen sind auf Hilfe von au-
ßen (Essen, Getränke, Material zum Ar-
beiten, Putzzeug, etc.) angewiesen und
dafür sehr dankbar!

aus dem Kreisverband
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Wie weiter, SPD?
In den letzten Wochen hat die Diskussion, wohin sich die SPD entwickeln soll, brei-
ten Raum im Kreisverband eingenommen. Mit drei Beiträgen soll die Debatte nun
auch im Monatsspiegel aufgegriffen werden. Damit verbindet sich die Hoffnung,
dass weitere Genossinnen und Genossen in den nächsten Wochen ihren Beitrag zur
Debatte leisten werden.

Unterhaken und nach vorne schreiten!
Das Ergebnis der Bundestagswahl war

eine dramatische Niederlage für die SPD.
Anders als eine „normale“ Wahlnieder-
lage hat sie uns nicht nur die Regierungs-
beteiligung und sehr viele Mandate ge-
kostet, sondern ein Fragezeichen hinter
unseren altangestammten Platz in der
politischen Landschaft gemalt. Sowohl
hinsichtlich der Größe unserer Wähler-
schaft als auch der politischen und ge-
sellschaftlichen Verortung unserer Partei
ist der Erhalt der Stellung als Volkspartei
keine Selbstverständlichkeit mehr. Es ist
nun an uns, die Frage zu entscheiden und
unseren Standort zu verteidigen.

1. Verhältnis zur Linkspartei
Nicht erst seit dieser Bundestagswahl

müssen wir einsehen, dass unser Partei-
ensystem sich dauerhaft gewandelt hat.
Die Linkspartei hat sich dauerhaft und
deutschlandweit etabliert. Sie wird sich
nicht einfach in Luft auflösen und ver-
schwinden. Dies muss eine ehrliche Ana-
lyse und eine vernünftige Strategie berück-
sichtigen. Zum einen heißt das, dass die
Wahlergebnisse der Bonner Republik nicht
mehr die Messlatte für Erfolg oder Miss-
erfolg sind. Die politische Landschaft ist
(auf der Linken) differenzierter geworden
und unser Kuchenstück dadurch kleiner.

Das Hauptziel muss eine linke Mehrheit
unter Führung der SPD sein. Dies bedeu-
tet, dass wir uns auch für Koalitionen mit
der Linkspartei hergeben müssen. Auch
wenn unter Rot-Grün teilweise der Ein-
druck entstanden sein mag, eine Koaliti-
on sei ein gemeinsames „Projekt“, so ha-
ben wir spätestens unter Schwarz-Rot wie-
der der Realität ins Auge geblickt, dass eine
Koalition meist keine Liebesheirat ist. Ich
halte inhaltlich sehr, sehr wenig von der
Linkspartei. Aber bevor wir dies vergessen:
Ich bin auch kein CSU-Anhänger. Und den-
noch bin ich bereit, mit beiden zu koalie-
ren, wenn uns der Wähler denn keine ei-
gene Mehrheit geben mag. Wieso die CSU
nun anständiger oder ihre Politik weniger
verfehlt sein soll, als die der Linkspartei er-
schließt sich mir nicht.

Ich denke, dass unsere negative Koali-
tionsaussage gegenüber Linkspartei mit
zur Niederlage beigetragen hat. Wenn
wir eine Volkspartei sein wollen und uns
einen Kanzlerkandidaten gönnen, dann
müssen wir auch den Willen zur Macht
haben und eine realistische Alternative
zur Merkel-Regierung anbieten. Nach
dem Ausschluss eines Linksbündnisses,
blieb Jamaika die einzig „realistische“
Konstellation für eine Regierung unter
SPD-Führung. Eine Partei, die sich selbst
so sehr kastriert, wird – wie ich meine zu
Recht – nicht als ernstzunehmender Be-
werber im politischen Prozess wahrge-
nommen. So gut dieser Schritt taktisch
begründet gewesen sein mag – im Ergeb-
nis war er ein Fehler, den wir nicht mehr
machen dürfen.

2. Verhältnis zur politischen Mitte
Nach dem Ergebnis der letzen Bundes-

tagswahl gibt es – Koalitionsfragen hin
oder her – schlicht und einfach keine
Mehrheit für das linke Lager. Ohne eine
Mehrheit des Rot-Rot-Grünen-Lagers
wird es keine SPD-Regierung und mit ihr
keine an sozialen und ökologischen Fra-
gen ausgerichtete Politik für Deutsch-
land geben. Das muss uns klar sein. Na-
türlich will ich so viele Prozente für die
SPD wie nur möglich. Vor allem aber will
ich, dass wir Politik aktiv und verantwort-
lich gestalten können. In der Opposition
geht das nicht. Eine Mehrheit für das
Reformlager wird es nur geben, wenn
ausreichend viele Menschen, die letztes
Mal Schwarz oder Gelb gewählt haben,
eine Partei aus unserem Lager wählen.
Das heißt konkret: Vor allem ist eine
Mehrheit für das Reformlager wichtig.
Das muss unser Hauptziel sein. Welche
Partei dann genau wie viele Prozente hat
und wie viele Minister und Staatssekre-

täre in einer Koalitionsregierung ernen-
nen darf, ist eine eher untergeordnete
Frage – ein Sekundärziel eben.

Für uns kommt es also entscheidend
darauf an, die politische Mitte ans Reform-
lager anzubinden und erst in zweiter Li-
nie, ob wir den Grünen und der Linkspar-
tei den einen oder anderen Prozentpunkt
abjagen können. Wir haben 1998 mit ei-
nem erklärten Werben um die (damals
„neu“ genannte) Mitte gewonnen. Je
mehr wir diese Ausrichtung in den letzten
Jahren in Frage gestellt haben, um so mehr
haben an die Union und die FDP verloren.
Die Realitätsverweigerer, die auf die zu-
tiefst populistischen Parolen der Linkspar-
tei hereinfallen, haben wir auch mit Agen-
da-Kritik nicht zurückgeholt und werden
dies auch zukünftig nicht tun. Die Agen-
da-Verweigerung der Linken ist einfach
echter als die unsere. Aber wir verprellen
uns damit die Wähler, die sich in keinem
Lager gebunden haben, sondern eine nach
ihrer Wahrnehmung realistische und ver-
lässlich Politik wünschen. Diese Wahl und
die Regierungsbeteiligung haben wir nicht
an der Linksfront verloren, sondern in der
Mitte!

Die SPD darf den Kontakt zur politi-
schen Mitte nicht abreißen lassen und zu
einer kleinen Partei der „reinen Lehre“
verkommen. Wir müssen eine Volkspar-
tei bleiben und gezielt um die Menschen
in der politischen Mitte werben.

3. Und in Erlangen?
Auch die Erlanger SPD ist von der Kri-

se der SPD betroffen. Die Wahlergebnis-
se hier verschlechtern sich im Trend, in
den Kommunalwahlen verlieren wir nun
seit bald zwei Jahrzehnten Sitz um Sitz.
Gerd Peters hat im letzten Monatsspie-
gel die geringe Attraktivität der KMVen
angesprochen. Letztlich veranstalten wir
seit vielen Jahren monatlich die gleiche
KMV und „diskutieren“ über die Agenda-
Politik. Dies gleicht ein Bisschen dem Film
„Und ewig grüßt das Murmeltier“ – bloß
weniger unterhaltsam. Hier sind wir alle
– und insbesondere wir vom Vorstand -
aufgerufen, dafür zu sorgen, dass nicht
in jeder KMV Grabenkämpfe ausgelöst
und lang vergangene Themen „disku-
tiert“ werden. Wir müssen das Einende
betonen und wieder den Gegner angrei-
fen! Hier muss insbesondere der Vor-
stand zukünftig erheblich stärker mode-
rierend eingreifen. Auch ich vermisse mit
Gerd Peters eine gemeinsame und offe-
ne Diskussion.

Bei allem Lob an Gerds Artikel muss
ich aber betonen: Die Erlanger Mitte ist

Von Dirk Goldenstein
stellvertretender Kreisvor-
sitzender
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auf den KMVen kaum in Erscheinung ge-
treten. Es gab von dieser Seite keine An-
träge, es wurde kein Öl ins Feuer gegos-
sen. Es ist allerdings politisch nicht zu-
mutbar, den Mund zu halten, wenn in an
und für sich sinnvollen Anträgen im Ne-
bensatz beißende Spitzen gegen die ei-
gene Position enthalten sind – dies muss
auch wirklich nicht sein. Die Mitte stand
und steht für einen Dialog und ein ech-
tes Miteinander bereit. Wir wissen, dass
die Lage ernst ist und die Erlanger SPD

Über die Gründe für das desaströse
Ergebnis der SPD bei der Bundestagswahl
ist bereits viel ge-schrieben worden und
so viele Analysen es gibt, so viele unter-
schiedliche Gründe werden genannt. Für
mich ist sicher: Es gab nicht DAS eine
Thema, das zu dem gewaltigen Stim-
menverlust geführt hat, sondern es wa-
ren viele Faktoren. An diesen gilt es, in
den kommenden Jahren zu arbeiten! Der
Bundesparteitag in Dresden hat die er-
sten Signale ausgesendet: Wir haben
kontrovers diskutiert, aber jeder, der ge-
hofft hat, wir würden uns zerfleischen,
ist enttäuscht worden! Wir stehen am
Beginn eines Erneuerungsprozesses –
und wir werden ihn meistern!

Den Wählerwillen akzeptieren
Trotz des unermüdlichen Engagements

der vielen Ehrenamtlichen, trotz des bes-
seren Kanzlerkandidaten Frank-Walter
Steinmeier und seines Kompetenzteams
und trotz der stichhaltigen Antworten, die
wir auf die Fragen unserer Zeit haben, ha-
ben die Wähler mehrheitlich der Union
oder der FDP ihr Vertrauen geschenkt. Dies
gilt es anzuerkennen. Trotz und Arroganz
sind hier unangebracht. Das Votum ist
aber auch kein Grund, die Jahre der Regie-
rungsbeteiligung in Bausch und Bogen zu
verurteilen. Wir haben viel Gutes erreicht!
Dazu gehören zum Beispiel das Erneuer-
bare-Energien-Gesetz, das „Nein“ zum
Irak-Krieg, die Verteidigung von Arbeitneh-
merrechten sowie die Förderung von Kin-
dern und Familien. Manchmal habe ich
den Eindruck, wir stapeln zu tief! Sagen wir
den Menschen doch, was wir erreicht ha-
ben.

Natürlich sind auch Baustellen aus der
Zeit geblieben, Fragen, auf die wir eine
solidarische und ge-rechte Antwort fin-
den müssen: Wie stehen wir zum Afgha-

nistan-Einsatz? Wie stellen wir sicher,
dass ein flexibler Eintritt ins Rentenalter
ohne drohende Altersarmut möglich ist?
Wie können wir uns der sich immer wei-
ter öffnenden Einkommensschere entge-
genstemmen? Häufig waren wir dann
am erfolgreichsten, wenn in der inner-
parteilichen Debatte zu einem Thema
richtig heiß diskutiert wurde. Das sollen
andere auch ruhig mitbekommen! Eine
lebendige Debattenkultur ist attraktiv!

Den Wählerwillen akzeptieren heißt
auch, der neuen Regierung genau auf die
Finger zu gucken. Und eigene Vorschlä-
ge zu entwickeln, statt nur Kritik zu üben!
Sigmar Gabriel hat auf dem Parteitag in
Dresden das Ziel ausgegeben, die Deu-
tungshoheit über die Fragestellungen
unserer Zeit zurückzugewinnen. Das
geht nur, wenn man eigene Entwürfe
vorlegt. Es wird vom neuen Parteivor-
stand anerkannt, dass sich die Basis in

nur dann wieder zu Stärke kommen wird,
wenn wir alle auf diesem Weg mitneh-
men. Wir wissen, dass der Gegner nicht
in der SPD steht.

Darum mein Appell: Lasst uns die Reihen
schließen und uns am Gegner abarbei-
ten, statt aneinander. Wenn wir uns alle
unterhaken und zusammen nach Vorne
schreiten, dann können wir es schaffen,
zu alter Stärke zurückzukehren! Glück
auf!

Vertrauen und Glaubwürdigkeit zurück-
gewinnen!

der Vergangenheit übergangen gefühlt
hat. Urwahlen, jährliche „Arbeitspartei-
tage“ und eine ständige Kommunalpoli-
tikerkonferenz sind Vorschläge, um dem
abzuhelfen. Nutzen wir die Chance, un-
sere Ideen einzubringen!

Expertenwissen nutzen
Von irgendwoher müssen die Ideen

aber auch kommen. „Ihr zeigt Euch ja
immer nur vor Wahlen!“ mussten sich
viele von Euch im Wahlkampf sicherlich
anhören. Politik ist für viele Menschen zu
etwas geworden, was mit ihrem Alltag
nichts zu tun hat. Das liegt zum Teil dar-
an, dass sie niemanden kennen, der poli-
tisch aktiv ist. Durch unsere Mitglied-
schaft in Sportvereinen und Bürgerinitia-
tiven können wir als Sozialdemokraten
Flagge zeigen! Dort treffen wir auf Men-
schen mit unterschiedlichsten Problem-
lagen und Bedürfnissen. Sie sind die Ex-
perten des Alltags! Daneben ist der Aus-
tausch mit Sozialverbänden, Gewerk-
schaften, Wissenschaftlern unabdingbar,
um zu innovativen Politikkonzepten zu
gelangen. Das gilt ganz stark für die Bun-
despolitik – aber wir sollten diese Exper-
ten auch in unsere Unterbezirke einladen,
ihnen zuhören und mit ihnen gemeinsam
an Gesellschaftsentwürfen basteln.

Wir müssen uns darüber im Klaren
sein, dass das Wahlergebnis nicht bedeu-
tet, dass die deutsche Sozialdemokratie
als überflüssig angesehen wird. Natür-
lich wundern wir uns, warum in Zeiten
der Finanzkrise eine Partei wie die FDP
sagenhafte Erfolge feiert. Unsere Kon-
zepte zur Überwindung der Wirtschafts-
krise waren schlicht nicht mehrheitsfä-
hig. Das muss jetzt unser Ansporn sein!
Wir sind diejenigen, die wirtschaftlichen
Wohlstand, soziale Sicherheit und öko-
logische Verantwortung miteinander in
Einklang bringen können! Packen wir es
also an!

Von Angelika Weikert
Landtagsabgeordnete

Bevor wir uns die Frage stellen, wohin
die SPD in der Zukunft steuert, halte ich
es für unverzichtbar, sich bewusst zu
machen, wo die SPD steht.

Nach elf Jahren Regierungsverantwor-
tung hat unsere Partei ein Drittel der
Mitglieder und die Hälfte der Wählerin-
nen und Wähler verloren. Die Spaltung
der Gesellschaft in Arm und Reich hat
sich vergrößert, der Anteil der Löhne am
geschaffenen Reichtum ist gesunken,
ebenso wie die Statsquote. Der Spitzen-

SPD wohin?

steuersatz wurde um mehr als 10 Pro-
zentpunkte gesenkt, während die Mas-
se der Bevölkerung höhere Lasen zu tra-
gen hat: Der Konsum hat sich durch die
Mehrwertsteuererhöhung auf 19 % ver-
teuert, die „Eigenverantwortung“ im

Von Sandra Radue
stellvertretende Kreisvorsit-
zende



18

Diskussion

Gesundheitswesen führt zu höheren
Ausgaben bei Praxisbesuch und Medika-
menten, ohne dass sich die Kassenbeiträ-
ge vermindert hätten, die Einführung
von Hartz IV führt bei vielen Arbeitslo-
sen zu einer finanziellen Schlechterstel-
lung.

Offensichtlich hat es unsere Partei
nicht geschafft, die Lebensverhältnisse
der Menschen so zu verbessern, dass dies
als sozial ausgewogen und gerecht emp-
funden wird. Nun gilt es, die Menschen
davon zu überzeugen, dass die SPD klar
zu einer Politik der sozialen Gerechtigkeit
zurückkehrt. Erste – wenn auch zaghaf-
te - Schritte dazu wurden auf dem Par-
teitag in Dresden unternommen. Mit
dem Beschluss zur Wiedereinführung der
Vermögenssteuer hat sie gezeigt, dass
eine Umverteilung von privaten, hohem
Vermögen Einzelner zugunsten der All-
gemeinheit für richtig und notwendig
erachtet wird. Warum dies in der Regie-
rungsverantwortung nicht angegangen
wurde und welche Interessensgruppen

dies zu verhindern wussten wäre eine
interessante Fragestellung, mit der sich
die Partei schon einmal auseinanderset-
zen sollte. Aus gemachten Fehlern lässt
sich bekanntlich für die Zukunft lernen.

Ich denke, dass die SPD für die Zukunft
eine klare Richtungsentscheidung treffen
muss.  Wollen wir eine Gesellschaft, in
der die Profitmaximierung Einzelner das
höchste Ziel ist oder wollen wir eine Ge-
sellschaft, in der alle am gesellschaftli-
chen Reichtum teilhaben können? Wol-
len wir eine Gesellschaft, in der Arbeit-
nehmer aus Angst vor dem Verlust des
Arbeitsplatzes und dem daraus resultie-
renden sozialen Abstieg erpressbar sind
oder wollen wir eine Arbeitswelt, die von
den Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern demokratisch mitgestaltet werden
kann? Wollen wir eine Gesellschaft, die
die Ungleichheit zwischen Mann und
Frau, Arbeitnehmern und Arbeitslosen,
Deutschen und Menschen mit Migrati-
onshintergrund, Arm und Reich, Homo-
sexuellen und Heterosexuellen, hin-

nimmt und dazu nutzt, einzelne Interes-
sengruppen gegeneinander auszuspie-
len? Oder haben wir nicht vielmehr das
Ziel einer solidarischen Gesellschaft, in
der Ungerechtigkeiten abgeschafft wer-
den und die Vielfalt als Chance gesehen
wird, sich zu bereichern und weiterzuent-
wickeln?

Ich hoffe – nein, ich erwarte sogar –
dass die SPD sich darauf besinnt, wofür
wir laut Hamburger Programm kämpfen
wollen: Für dauerhaften Frieden und für
die Sicherung der ökologischen Lebens-
grundlagen. Für eine freie, gerechte und
solidarische Gesellschaft. Für die Gleich-
berechtigung und Selbstbestimmung al-
ler Menschen – unabhängig von Her-
kunft und Geschlecht, frei von Armut,
Ausbeutung und Angst. Wenn wir an die-
sen Zielen konsequent festhalten, wird
es uns letztendlich gelingen, das Vertrau-
en der Menschen zurückzugewinnen
und früher oder später auch wieder die
Möglichkeit haben, an der Verwirkli-
chung dieser Ziele konkret zu arbeiten.
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Seit dem vergangenen Jahr hat der
Staat durch unumwundenen und wahr-
scheinlich auch gerechtfertigten Aufwand
viele Banken und Unternehmen vor der
Pleite bewahrt. Es wurden Garantien und
exorbitante Summen an Geld geleistet.

Wer ist dieser „Staat“? Richtig, das
sind wir – die Bürgerinnen und Bürger
auch dieser Stadt. Das nämlich steckt
unter anderem in dem Begriff „Bürger“,
dass wir  mit unserem Einkommen, aus
dem wir Steuern zahlen, für die Zuschüs-
se, Kredite und Garantien, die der Staat
den notleidenden Banken gegeben hat,
bürgen. Der Staat, also wir, haben uns zu
diesem Zweck – wenn auch nicht ganz
freiwillig - verschuldet und wir zahlen die
Schulden demnächst durch unsere Steu-
ern zurück. Das zeugt von Selbstlosigkeit
und Verantwortungsgefühl, man könn-
te auch Anstand dazu sagen.

Mittlerweile jedoch hat sich die Situa-
tion gedreht. Notleidend sind nun nicht
mehr die Banken. Wie wir erfreut hören,
geht es denen auch Dank unserer vorbe-
haltlosen Unterstützung wieder besser.
Notleidend sind momentan die Bürgerin-
nen und Bürger (im Folgenden nur noch
Bürgen genannt). In Erlangen am Anger
sind es ganz konkret die Bürgen, die einen
ihrer Lebensmittelpunkte in der ERBA-Vil-
la gefunden haben. Das sind Mütter, Vä-
ter, Jugendliche, Kulturschaffende, Lernen-
de, an Integration Interessierte, Sozialar-
beiter und viele Andere. Vor allem trifft es
Menschen, denen an ihren Mitmenschen
etwas gelegen ist und die sich im Sinne
eines gelebten Staates für sie einsetzen.

Nun sieht es so aus, als ob diese Men-
schen das Gebäude, in dem sie sich bis-
her wie zu Hause fühlen durften, in dem
Manche von ihnen nach langer Suche in
unserer Gesellschaft angekommen sind,
verlassen müssten. Es fehlt am Geld, das
benötigt wird um das Haus, das ihnen
Schutz, Hilfe und Lebensinhalt bietet, in
einem sicheren Bauzustand zu erhalten.
Wir, die Bürgen haben, so sieht es bis jetzt
aus, nicht genug Geld, um uns eine not-
wendige Sanierung leisten zu können.
Die kostet mindestens 1,74 Mio •. Dieses
Geld fehlt uns. Genau wie jenes Geld  bis
vor Kurzem – allerdings noch x-tausend-
fach mehr – den Banken fehlte. Denen
haben die Bürgen beigestanden.

Wäre es nicht anständig, sich seitens
der Finanzwirtschaft nun bei den Bürgen
kenntlich zu erweisen? Zeugte es nicht

davon, dass aus der Krise wirklich etwas
bei den Vorständen und Finanzmana-
gern gelernt wurde? Vor Kurzem ließ ein
Autor die Hauptdarstellerin in dem Fern-
sehfilm „Frau Böhm sagt nein“ sagen:
„Vorstand steht für Vorbild und Anstand“.
In diesem Sinne wären die Betroffenen
in der ERBA-Villa für jede vorbildliche,
anständige Unterstützung dankbar. Ins-
besondere, wenn es sich um eine anstän-
dige Spende handeln würde.

Falls das nicht der richtige Weg ist, den
Schutzschirm über die ERBA-Villa zu span-
nen, müssen wir andere Lösungen finden.
Dazu gibt es Haushaltsexperten bei der

Wo ist der Schutzschirm für die ERBA-Villa?

Kommune, die sicher für jedes Signal dank-
bar wären. Falls sich nun aber jemand der
Vorstände angesprochen fühlt und sofort
anständige Vorbildfunktion zeigen möch-
te, stehe ich gerne als Treuhänder zur Ver-
fügung. Ich garantiere, das Geld nicht in
riskante Fonds zu investieren, sondern ei-
nen Weg zu finden, es Denen zukommen
zu lassen, die es jetzt brauchen.

Von Gerd Worm
Vorsitzender des Distrikts
Anger
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Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Mitstreiterinnen und Mitstrei-
ter,
die SPD-Fraktion und die Jusos unter-
stützen die Forderung für das Sozi-
alticket im VGN.

Die Regelsätze bei Hartz IV sind
generell zu niedrig und müssen wie
von Sozialverbänden und Gewerk-
schaften gefordert auf 440 Euro an-
gehoben werden.

Nach der Festlegung aufgrund der
Einkommens- und Verbrauchsstich-
probe, die letztmals 2007 vorgenom-
men wurde, ergaben sich für Hartz-
IV-Empfängerinnen und -Empfänger
für den Bereich Verkehr ca. 16 Euro,
darunter für die Nutzung des öffent-
lichen Verkehrs – wie heute schon
angesprochen - ca. 11 Euro pro Mo-
nat.

Das reicht natürlich hinten und
vorne nicht aus. Hier muss im Groß-
raum durch die Städte und Landkrei-
se ein Zeichen gesetzt werden. Wie
in anderen Städten auch – beispiel-
haft ist hier das Ticket in Dortmund
zu nennen – und im Bundesland
Brandenburg kann nicht darauf ge-
wartet  werden, bis der Bundestag

Redebeitrag auf der Demonstration für ein
Sozialticket

endlich die Hartz-Sätze und weitere
Sozialleistungen anhebt.

Als dauerhafte Lösung ist anzustre-
ben, dass der Bund die Mobilitätsko-
sten für Bedürftige komplett über-
nimmt, wie er auch die Fahrtkosten bei
Bewerbungen übernehmen muss.

Der Stadtrat in Erlangen muss nun
zeigen, dass „offen aus Tradition“
nicht heißen kann, Geschenke an Un-
ternehmen durch niedrigste Gewer-
besteuern zu verteilen und soziale

Aufgaben auf Ehrenamtliche abzu-
wälzen. Die Tafeln werden keinen
Fahrdienst für Bedürftige aufma-
chen!

Vielen Dank!

Von Andreas Richter
Juso-Unterbezirksvorsitzen-
der, beratendes Mitglied
UVPA

Diskussion

Redaktionsschluss
für den nächsten Monatsspiegel

Februar 2010
22.01.2010



Recht auf Mobilität durchsetzen – Für ein Sozialticket im öffentlichen Nahverkehr!
Viele Menschen können sich die teuren Tarife im VGN nicht, oder nur auf Kosten anderer 
Grundbedürfnisse leisten. Betroffen sind ALG II-EmpfängerInnen, Menschen mit so genann-
ten Niedriglohn-Jobs, StudentInnen, ältere SchülerInnen, RentnerInnen und Flüchtlinge.
Mobilität ist ein soziales Grundrecht und nicht Privileg für den Teil der Bevölkerung, der dafür
bezahlen kann. Armut in unseren Kommunen darf nicht weiter tabuisiert werden. 
Wir wollen ein solidarisches Klima in der Stadt. 
Um den sozialen und ökologischen Anforderungen gerecht zu werden, fordern wir mittel-
fristig den Nulltarif im ÖPNV.

Wir fordern deshalb die Städte Nürnberg-Fürth-Erlangen auf, kurzfristig
ein Sozialticket für Arme oder von Armut bedrohte Personen einzuführen.
Der im Hartz IV-Regelsatz vorgesehene Betrag in Höhe von 11,23 € darf
nicht überschritten werden. Deshalb ist das derzeitige Nürnberg-Pass-Ticket
in Höhe von 29,90 € keine Alternative. 
Das Sozialticket muss unbürokratisch eingeführt werden und darf keine
Ausschlusszeiten enthalten. 

Name/Organisation Adresse Unterschrift E-Mail-Adresse
für weitere Infos

Mit
Veröffentlichung

einverstanden
Ja Nein 

MM
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BB
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Bündnis Sozialticket V.i.S.d.P.: E. Ramthun, Stadtteilzentrum Desi, Brückenstr. 23, 90419 Nürnberg

Ich unterstütze die Forderung des „Bündnisses für ein Sozialticket“ zur Einführung eines Sozialtickets!
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Die heute (in der Sitzung des Stadtrats
im Oktober, die Redaktion) zu beschlie-
ßende Vertragsänderung werden wir
nicht mittragen.  Mit diesem Vertrag ent-
stehen der Stadt, ohne tatsächliche
Wert- und Attraktivitätssteigerung, über
Jahre hinaus hohe Kosten – wobei das
„Archiv an falscher Stelle“ noch gar nicht
enthalten ist:

1. Siemens, das sich bisher bei der Fra-
ge des „Forums Medizin – Kunst –
Wissenschaft“ immer sehr bedeckt
gehalten hatte, sieht nun offen-
sichtlich die Chance, zu einem von
der Stadt finanzierten Siemens-
Museum zu kommen. Dies wird die
Attraktivität der Stadt in keiner
Weise steigern. Von einem ernst zu
nehmenden Industrie- oder Wis-
senschaftsmuseum ist das Ganze
jedenfalls Lichtjahre entfernt! –
Andererseits entsprechen die Ko-
sten für das Kleinmuseum nach der
Vorlage in etwa dem Verkehrswert
der gesamten Immobilie!

2. Betriebskosten für ein ausschließ-
liches(!) Siemensmuseum zahlt al-
lein die Stadt!

3. Altlastensanierung zahlt allein die
Stadt

4. Stellplätze für Siemens-Museums-
Besucher – zahlt die Stadt

5. die dann fehlenden Proberäume
für das Theater muss – natürlich –
die Stadt mieten

Mittlerweile wird bereits fast die Hälf-
te dessen investiert, was für das mit gro-
ßem Engagement und mit der Expertise
von bundesweiten Fachleuten geplanten
„Forums Medizin-Kunst-Wissenschaft“
nötig gewesen wäre! Jetzt aber nur noch
für einen Verwaltungsbau und ohne dass
Erlangen in seiner überregionalen Wahr-
nehmung auch nur einen Schritt weiter-
gekommen wäre! Die Stadt wird zumin-
dest bis 2016 mit weiteren Millionen be-
lastet - die „Entlastung“ sieht so aus, dass
sie spätestens ab 2020 mit dem Gebäu-
de machen kann, was sie will. Zu dieser

„Lösung“ passt auch, dass das Kulturre-
ferat aus den Vertragsverhandlungen
(immerhin über museale Nutzung!) her-
ausgehalten wurde.

Es ist keine Rede mehr von einer stadt-
spezifischen Entwicklung eines, die ho-
hen Kosten rechtfertigenden, Industrie-
Kunst- und Wissensmuseums für die
ganze Stadt. Vorarbeit von hohem Ni-
veau und hoher Qualität, sei es in der in-
haltlichen Konzeption, sei es im Wettbe-
werb, wurde durch die vorangegangenen
Entscheidungen Makulatur. Im Gutach-
tergremium zum Wettbewerb konnte ich
mich davon selbst überzeugen: hier wäre
überzeugend Neues im Alten entstan-
den! Die Vorlage zur Vertragsänderung
ist die logische Folge von Mutlosigkeit
und mangelnder Identifizierung mit prä-
genden Institutionen und den dort täti-
gen Menschen in unserer Stadt.

Wir sind nach wie vor der Meinung:
Erlangen – vor allem der Oberbürgermei-
ster – sieht sich als Stadt von hoher Qua-
lität in Wissenschaft und Industrie (Kunst
lasse ich da mal lieber weg). Sie sollte
daher ihre bedeutendsten Institutionen
Uni und Siemens am Ort wirksam dar-
stellen. Zumal dann, wenn beide aus ei-
ner so engen Bindung herrühren und die
Ursprünge noch sichtbar sind. Keine an-
dere Stadt und kein anderes Welt-Unter-
nehmen würde so mit derartigen Mög-
lichkeiten umgehen, ich denke da nur an
Wolfsburg, München, Stuttgart und Zuf-
fenhausen. Oder an Lauf an der Pegnitz,
das 2009 einen Architektur- und Denk-
malpreis für ein Industriemuseum von
vergleichbaren Ausmaßen bekommen
hat! Dafür hätte auch Geld investiert
werden können – für ein Verwaltungsge-
bäude, dessen Tage in städtischem Besitz
meiner Meinung nach gezählt sind (-
2020) ist das zu viel!

Für die Firma schaut der Vertragsent-
wurf allerdings ziemlich profitabel aus: Sie
hat das ensemblegeschützte Gebäude los
und die Stadt finanziert ihre Firmenaus-
stellung…. Und endlich wird auch die Süd-

Fassade auf Siemens’ Geheiß in Angriff
genommen – für die Stadt war das bisher
offensichtlich nicht nötig! Überhaupt hat
die Stadtspitze mit ihrer obstruktiven Un-
tätigkeit mögliche Beteiligte wie Siemens,
die Uni und den Freistaat in keiner Weise
animiert, sich zu engagieren. Und trotz-
dem: Obwohl sich so eigentlich weitere
Unterstützer und Investoren nicht finden
lassen, gab es Signale aus München, sich
hier namhaft zu beteiligen. Kulturreferent
Rossmeissl und Wolfgang Vogel hatten da
nicht locker gelassen.

In unserer Fraktion hatten einige Mit-
glieder durchaus ein mulmiges Gefühl bei
der Annahme des Geschenks – sie haben
leider Recht behalten mit ihrer Annahme,
dass hier einfach eine günstige Entlastung
für die Ämter während des Rathaus-Um-
baus erreicht werden sollte. Dass das Ar-
chiv im AWI (Aktenwinkel) am falschen Ort
errichtet wird, haben wir schon häufig
betont. Die hohen Kosten (5 Mio sind
schon investiert und viele weitere werden
folgen) für ein in der Anlage suboptima-
les Archiv und Verwaltungsräume er-
schweren jetzt die Rückgabe an den Spen-
der, denn bei Rückabwicklung müsste die-
ser Betrag natürlich nicht von Siemens
ausgeglichen werden. Für die (Kultur)
Vereine und sonstigen Nutzer muss das
„versprochene“ Gebäude C weiter zur Ver-
fügung stehen, zumindest bis im Franken-
hof die nötigen Räume hergestellt sind.

Aus all diesen Gründen sprachen wir
uns gegen den Antrag der Verwaltung
aus, denn auf diese firmen-museale Nut-
zung kann aus städtischer Sicht inzwi-
schen verzichtet werden. Ein Schaufen-
ster der Stadt Erlangen für seine Bürger
und Gäste von innen und außen entsteht
so jedenfalls nicht!

Stellungnahme zur Nutzungsänderung
beim Museumswinkel

Von Ursula Lanig
stellvertretende Vorsitzende
der SPD-Stadtratsfraktion

Diskussion
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Distrikt Eltersdorf
Vorsitzender:
Manfred Jelden
Telefon: 601333
manfred.jelden@nefkom.net

Liebe Genossinnen und Genossen,
unser nächstes Distriktstreffen ist am

Dienstag, 15.12. um 20:00

Uhr im Schützenhaus

Tagesordnung:
wird  aktuell beschlossen

Im Januar ist unser Distriktstreffen am

Dienstag, 19.01. um 20:00

Uhr im Schützenhaus

Tagesordnung:
wird  aktuell beschlossen

Für den Vorstand
Manfred Jelden

Distrikt Anger
Vorsitzender:
Gerd Worm
Telefon: 304556
Karl.Gerd@gmx.de

Liebe Genossinnen und Genossen,
für die SPD neigt sich ein hartes Jahr dem
Ende zu. Das gilt nicht nur für die Bun-
des-SPD, sondern auch für uns am Anger,
wenn man unsere letzten Wahlergebnis-
se anschaut.

Nicht nur deswegen möchte ich Euch
herzlich einladen, mit uns gemeinsam
die Ereignisse des endenden Jahres noch
einmal in vorweihnachtlicher Stimmung
Revue passieren zu lassen.

Wir wollen das tun im Rahmen unse-
rer

Distriktversammlung
am 09. Dezember ab

20.00 Uhr beim Anger-
wirt, Guhmannstraße 10

Dazu lade ich Euch herzlich ein und
freue mich auf ein paar schöne Stunden
mit Euch.

Solidarische Grüße
Im Namen der gesamten Vorstandschaft
Gerd Worm

Distrikt Frauenaurach
Vorsitzende:
Gabi Dorn-Dohmstreich
Telefon: 992114
dohmstreich@nefkom.net

Liebe Genossinnen und Genossen,
wir treffen uns am

Dienstag, den 8. Dezem-
ber um 19:30 Uhr

zum Jahresabschlussessen

mit unseren Partnern und Partnerinnen
im Nebenzimmer unseres TSV-Sport-
heims. Wir haben den Nebenraum.

Unsere nächste Distriktversammlung
findet statt am

Dienstag, den 12. Januar
um 20 Uhr im AWO-Raum

Tagesordnung
1. Aktuelles
2. Berichte aus dem Stadtrat, Ortsbeirä-

ten und Kreisverband
3. Bericht vom Wirtschaftsgespräch und

Status der Anträge hieraus
4. Jahresplanung
5. Verschiedenes

Für den Vorstand
Gabi Dorn-Dohmstreich

Protokoll der Distriktver-
sammlung vom 10.11.09

1. Lärmschutz in Frauenaurach
Die Lärmbelastung auf dem Gaisberg

wurde berechnet wie gesetzlich vorge-
schrieben und nicht gemessen. Die
Grenzwerte werden etwas überschritten.
Um die Rechenergebnisse abzusichern,
fordern wir eine zusätzliche Lärmmes-
sung im Wohngebiet Gaisberg. Hierzu
muss ein Stadtratsantrag gestellt wer-
den.

2. Turnhalle der Grundschule Frauenau-
rach

Die Turnhalle ist einsturzgefährdet
und wurde durch Bauaufsicht sofort ge-
sperrt! Leider hat die Stadtverwaltung es
versäumt, die Nutzer zu verständigen. Es
sollte geprüft werden, ob der Aurachsaal
nicht temporär als Ersatzlösung herhal-
ten könnte.

Für den Vorstand
Gabi Dorn-Dohmstreich

aus den Distrikten
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Distrikt Tennenlohe
Vorsitzender:
Rolf Schowalter
Telefon: 601924
rolfschowalter@t-online.de

Liebe Genossinnen und Genossen,
wir laden Euch herzlich ein zu unserer

Distriktversammlung
am Dienstag, 08.12.2009,

20 Uhr, Schloßgaststätte

Tagesordnung:
1. Aktuelles
2. Berichte (KV, KMV, etc.)

3. Rückblick auf „informationsveranstal-
tung“ wegen G6; Neues zur Situation
Hutgraben

4. Planung der KMV-Sitzung in Tennen-
lohe am 21.1.

5. Jahresplanung
6. Verschiedenes

Weitere Termine: Distriktversammlung
am 11.01.,  20.00 Uhr, Schlossgaststätte;
TO wird zu Beginn festgelegt (wenn mög-

Distrikt Süd
Vorsitzende:
Brigitte Rohr
Telefon: 4000974

Liebe Genossinnen und Genossen,
wir laden euch herzlich ein zu unserer
nächsten

Distriktsversammlung
am Mittwoch, 8. Dezem-

ber, 20 Uhr im Röthel-
heim-Biergarten

Andreas Richter referiert zum Thema "So-
ziale Situation in Erlangen". Wir hoffen
auf eine rege Beteiligung.

Für den Vorstand
Brigitte Rohr

Distrikt Ost
Vorsitzender:
Christofer Zwanzig
Telefon: 4003764
christofer@zwanzig-online.de

Liebe Genossinnen und Genossen,
hiermit laden wir Euch herzlich zu einem

vorweihnachtlichen Bei-
sammensein

am Dienstag, 8. Dezember
ab 19 Uhr (!) in der Wald-
schänke (Lange Zeile 104)

ein. Bitte beachtet den früheren Beginn!
Unsere Distriktssitzung im Januar fin-

det am 19.01.2010 wieder wie gewohnt
um 20.00 Uhr ebenfalls in der Wald-
schänke statt.

Mit solidarischen Grüßen
Christofer Zwanzig Birgit Hartwig

Distrikt Innenstadt
Vorsitzender:
Michael Zimmermann
Telefon: 699118
zi-mi@web.de

Liebe Distriktsmitglieder,
im Dezember haben wir uns zu einer vor-
weihnachtlich-gemütlichen Sitzung im
August Bebel Haus verabredet. Ein inhalt-
liches Thema gibt es diesmal nicht, gerne
kann aber jeder, der will (kein Muss!), eine
Kleinigkeit zu Knabbern oder zu Trinken
mitbringen. Wir treffen uns am

15. Dezember um 20 Uhr
im August-Bebel-Haus,

Sitzungsraum

Im Januar machen wir zusammen mit
der SPD-Stadtratsfraktion eine Veranstal-
tung zur Situation in der Goethestrasse.
Wir wollen mit den BürgerInnen disku-
tieren, was sich ggf. im Bereich vor dem
Bahnhof noch ändern kann und muss. Es

geht uns dabei in erster Linie darum, die
Anliegen der AnwohnerInnen aufzuneh-
men. Deshalb laden wir ein zu

„Fraktion vor Ort“
am 16. Januar, ca. 16 Uhr

im Calvin-Saal (Bahnhofs-
platz 3)

Weitere Termine zum Vormerken für die
kommenden Monate:

• 23. Februar (JHV)
• 23. März (zum Thema SeniorInnen)
• 4. Mai
• 15. Juni

Für den Vorstand,
Michael Zimmermann

aus den Distrikten
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lich mit Referenten) .  JHV mit Wahlen
voraussichtlich am 08.02.

Für den Vorstand
Rolf Schowalter

Protokoll der Distriktsver-
sammlung vom 10.11.2009

1. Letzte Absprachen wegen Gansessen.
2. Bebauung Perimed-Gelände: Gertrud

berichtet von den Plänen der Sparkas-
se als Grundeigentümer, das Gelände
mit Wohnhäusern (RH, DH etc.) bebau-
en zu lassen, und von der von der Spar-
kasse gewünschten Bedarfsanmel-
dung. D.h. Interessierte aus Tennenlo-
he sollen sich unverbindlich melden,
damit der Bedarf auch für den Bauträ-
ger nachweisbar ist Die Fraktion hat
bereits aufgrund der Diskussion der vor-
hergehenden Sitzung einen Antrag ein-
gebracht, dass die Stadt aufgefordert
wird, in Tennenlohe für seniorengerech-
tes Wohnen zu sorgen und geeignete
Standorte vorzuhalten, besonders im
Hinblick auf das angesprochene Gelän-
de [wurde inzwischen im Ortsbeirat be-
handelt und befürwortet].

3. Alternativstandort nahe dem Alberti-
num: Die Begehung dieses Grundstük-
ke hat ergeben, dass dort drei Eigentü-

mer mitziehen müssten, von denen ei-
ner der Angelegenheit reserviert ge-
gen- übersteht. Außerdem gibt es dort
ein leichtes Gefälle, woraus nach Aus-
sage von einigen Genossen große Pro-
bleme entstehen könnten selbst bei
leichter Gehbehinderung (Rollator). Das
Perimed-Gelände wäre geeigneter, al-
lerdings müsste unserer Meinung nach
ein Zugang von der Weinstraße mög-
lich sein, was aus lärmschutztechni-
schen Gründen nicht genehmigt wer-
den wird. Der Zugang vom Vogelherd
aus zieht verkehrstechnische Probleme
nach sich. Im TB soll das Problem „se-
niorengerechtes Wohnen in Tennenlo-
he“ thematisiert und mit dem Aufruf
verbunden werden,  bei der Sparkasse
unverbindlich Bedarf anzumelden.

4. Planung für das kommende Jahr: Wir
wollen uns entsprechend der inhaltli-
chen Neuausrichtung der SPD über ei-
nige allgemeinere Themen klar wer-
den und dazu nach Möglichkeit Fach-
leute einladen (Rente, Bildung, Min-
destlohn, Rolle der Banken, Funktion
des Geldes, Steuerpolitik] sowie vor
Ort die Basisarbeit verstärken, die Mit-
gliederzahl erhöhen und den Bereich
Jugendarbeit thematisieren (Zusam-
menarbeit mit Jusos?).

Rolf Schowalter (in Vertretung des
Schriftführers)

Liebe Genossinnen und Genossen,
wir möchten Euch recht herzlich einladen
zu unserem traditionsgemäß im Dezem-
ber stattfindenden

Jahresabschlussessen am
Mittwoch, 9.12. ab  19.00

bei Güthlein (Gasthof
„Zur Einkehr“)

Das ist eine Gelegenheit, sich in netter
Runde über Politik und Privates auszu-
tauschen, aber auch den politischen Er-
trag des Jahres 2009 zu würdigen.. Wir
freuen uns über  Euer Kommen!

Unser Januar-Treffen findet statt am

Mittwoch, 20.1., 20 Uhr im
Gasthof „Zur Einkehr“

Folgende Tagesordnung ist vorgesehen:
1. Berichte aus Kreisvorstand, Fraktion

und Ortsbeirat
2. Kommunalpolitik im  Zeichen  knap-

per Kassen – Beratungen über den
städtischen Haushalt 2010

3. Einzelprobleme des  Stadtwestens
4. Verschiedenes

Im Auftrag des Vorstands
Gerd Peters

P.S.: Im November fand unser Treffen un-
ter dem Motto „Zwiebelkuchen und Bun-
destagswahl“ statt. 20 Genossinnen und
Genossen fanden sich ein, um diesem
Thema den nötigen Respekt zu zollen.

Distrikt West
Vorsitzender:
Gerd Peters
Telefon: 44366
gerd.peters-er@t-online.de

aus den Distrikten
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AG 60plus
Vorsitzende:
Helga Steeger
Telefon: 47866
helga.c.steeger@t-online.de

Liebe 60 plus Genossinnen und Genos-
sen,
herzliche Einladung zu unseren 2 näch-
sten Treffen im Dezember 2009 und Ja-
nuar 2010 zum Thema Alterssicherung!

Dienstag, 15. Dezember,
15 Uhr im August-Bebel-

Haus

bei Glühwein und Plätzchen, jede/r darf
etwas mitbringen.

AsF
Sprecherinnen:

Saskia Coerlin
scoerlin@hotmail.com
Gabi Dorn-Dohmstreich
Telefon: 992114
dohmstreich@nefkom.net
Gunda Gerstenmeyer
Hildegard Gröger
Telefon: 502415
Birgit Hartwig
Telefon: 55939
Birgit.Hartwig@web.de
Jule Mildenberger
Telefon: 23435
Barbara Pfister
Telefon: 502481
barbara.pfister@fen-net.de

Im Neuen Jahr ist der Termin am

Mittwoch, 20. Januar,
15 Uhr im August-Bebel-

Haus

Im Namen des Vorstandes grüße ich
herzlich und wünsche schöne Advents-
und Weihnachts- und Festtage!
Helga Steeger

Liebe Genossinnen,
im Namen des Vorstandes lade ich euch
herzlich ein zu den nächsten Terminen
der AsF:
• Mittwoch, 02.12.09, 20:00 Uhr: Gleich-

stellungsstelle – Frau Höschele-Frank
und Frau Aschmann berichten und
diskutieren mit uns Raum neben Drit-
te Welt Laden, Neustädter Kirchen-
platz 7

• Donnerstag, 17.12.09, 20:00 Uhr, ABH:
Gemeinsam mit den Jusos wollen wir
am Thema Bildung weiterarbeiten.

• Freitag, 18.12.09, 19:00 Uhr: Jahresab-
schlußfeier bei Jule Mildenberger,
Spardorferstr. 42. Falls möglich, bitte
etwas zum Essen mitbringen, Geträn-
ke werden gestellt.

• Mittwoch, 13.01.10, 20:00 Uhr: Finanz-
krise – Vortrag von Julie. Raum neben
Dritte Welt Laden, Neustädter Kir-
chenplatz 7

• Mittwoch, 03.02.10, 20:00 Uhr: Jahres-
hauptversammlung – ABH

Gruß
Gunda

Liebe Genossinnen,
herzliche Einladung zur

Jahreshauptversammlung
am Mittwoch, 3.2.2010,

um 20 Uhr im ABH

Vorläufige Tagesordnung:
1. Tätigkeits- und Rechenschaftsbericht

Diskussion
2. Entlastung des Vorstands
3. Neuwahl des Vorstands

a) Festlegung der Anzahl der Vor
standsmitglieder

b)  Wahl des Vorstands
4. Personalvorschläge

a) 2 Vertreterinnen im KV (stimmbe-
rechtigt)

b) Vertreterin im GKV (nicht stimmbe-
rechtigt)

c) ggf. Mitglieder von AsF-Bezirksvor-
stand und AsF-Landesvorstand

5. Weitere Aufgabenverteilung
(u.a. Frauengruppentreffen, Archiv)

6. Arbeitsplanung für 2010
7. Termine
8. Sonstiges

Für den Vorstand
Hildegard Gröger

aus den Arbeitsgemeinschaften
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Jusos
Vorsitzende:
Michelle Starck
Telefon: 0177-6001980
mitch_ave@yahoo.de

Am 24. November fand die diesjähri-
ge Jahreshauptversammlung der Jusos
im SPD Unterbezirk Erlangen
statt. Nachdem der Rechen-
schaftbericht und das Arbeitspro-
gramm breite Zustimmung er-
halten hatten, wurde Andreas
Richter aus Erlangen zum wieder-
holten Mal zum Vorsitzenden ge-
wählt Als seine StellvertreterIn-
nen wurden Julia Engelhardt, Carl

Die Jusos in der SPD im Unterbezirk
Erlangen verurteilen die Unterstützung
des Militärputsches in Honduras durch
die FDP-nahe Friedrich-Naumann-Stif-
tung aufs Schärfste.

 „Die ganze Welt verurteilt den Putsch
in Honduras. Die ganze Welt? Nein. Die
parteinahe Stiftung der FDP rechtfertigt
die Verschleppung und Absetzung des
demokratisch gewählten Präsidenten
durch das Militär als rechtmäßig“, so
Juso-Vorsitzender Andreas Richter. „Die
JungsozialistInnen fordern die FDP auf,
sich sofort von der Unterstützung des
Putsches zu distanzieren. Ebenfalls un-
umgänglich ist der Rücktritt des FDP-Po-
litikers Wolfgang Gerhardt vom Vorsitz
der Naumann-Stiftung sowie eine Ent-
bindung des verantwortlichen Mitarbei-
ters der Stiftung von seinen Aufgaben“,
so Richter weiter. Ansonsten könne die
FDP keinesfalls mehr den Anspruch, Bür-

Liebe Genossinnen und Genossen,
unsere Sitzungen im Dezember und Ja-
nuar finden statt am

• Dienstag, 08.12.
• Dienstag, 22.12.
• Dienstag, 12.01.
• Dienstag, 26.01.

jeweils um 20 Uhr im August-Bebel-
Haus. Die Themen erhaltet ihr wie üblich
wieder per e-Mail.

Im Dezember wollen wir außerdem
das Gespräch mit der AsF zum Thema

Bildung und Gleichstellung fortsetzen.
Dazu treffen wir uns am 17. Dezember
um 20 Uhr im August-Bebel-Haus.

Außerdem seid ihr herzlich eingela-
den zu unserer „Jahresabschlussfeier“am
19. Dezember bei Andreas Richter. Auch
dazu folgte noch eine Einladung per e-
Mail.

Sozialistische Grüße
Michelle

Neuer Vorstand beim Juso-Unterbezirk
Friedrich,Patrick Glück sowie Johanna
Pfister gewählt

Im kommenden Jahr wird sich
der Juso Unterbezirk vor Allem
mit Bundespolitik befassen. Ein
weiterer inhaltlicher Schwer-
punkt wird wie immer die Gleich-
stellungspolitik sein.

Außerdem wird der Unterbe-
zirk verstärkt die Jusos im Land-

kreis Erlangen-Höchstadt unterstützen.

FDP muss Unterstützung des Militärput-
sches in Honduras aufgeben
Pressemitteilung des Juso-Unterbezirks Erlangen vom Juli

gerrechtspartei zu sein, aufrecht erhal-
ten.

„Da wir keinen Zweifel daran haben,
dass die Erlanger FDP sich stets für
Rechtsstaat und Demokratie einsetzt,
gehen wir davon aus, dass sie in diesem
Sinne auf ihre Bundespartei einwirkt“,
betonte Richter.

Quellen:
• Bericht der Friedrich-Naumann-Stif-

tung zu Honduras: http://
w w w. f r e i h e i t . o r g / f i l e s / 6 2 /
N_46_Honduras_Die_Legende_
vom_Militaerputsch.pdf

Leider halten die FDP und ihre Friedrich-
Naumann-Stiftung bis heute an der Un-
terstützung des Militärputsches fest.
Zusätzliche Brisanz gewinnt das Thema,
da FDP-Chef Westerwelle nun Außenmi-
nister ist.

aus den Arbeitsgemeinschaften



Die Klausur der neuen Bundesregierung in Meseberg hat nur ein Ergebnis gebracht:
Schwarz-Gelb schiebt alle wichtigen Themen auf die „lange Bank“. Einschneidende
 Veränderungen am deutschen Sozialsystem und finanzielle Härten für Normalverdiener
sollen vor der wichtigen nordrhein-westfälischen Landtagswahl im Frühjahr vernebelt
werden.

Steuersenkungen für Gutverdiener: Die Rechnung kommt später
Schwarz-Gelb hat in Meseberg bekräftigt, die Steuern ab 2011 jährlich um rund 20 Milliarden
Euro zu senken.  Profitieren werden davon vor allem Gutverdiener. Die Zeche zahlen müssen
 alle später mit Einschnitten ins soziale Netz. Der Wirtschaftsweise Peter Bofinger in der neuen
Passauer Presse: „Frau Merkel und Herr Westerwelle verhalten sich wie ein Ehepaar, dem das
Geld fehlt, das defekte Dach des Eigenheims zu erneuern, und das trotzdem erst mal eine
 Weltreise unternimmt. (…)  Jetzt werden Steuern maximal gesenkt. Die Folge ist der Zwang, 
die Ausgaben dann ab 2011 umso brutaler zusammenzustreichen.“ (19.11.09)

Krankenversicherung: Kräftige Steigerungen in der zweiten Jahreshälfte
Schwarz-Gelb will den Krankenkassen 3,9 Milliarden Euro zusätzlich zur Verfügung stellen,  
um  aktuell Zusatzbeiträge für die Versicherten zu vermeiden. Allerdings wird diese Summe
nach  Expertenschätzungen nur bis zur Landtagswahl in NRW reichen. Danach müssen alle
 gesetz lich Versicherten damit rechnen, über steigende Zusatzbeiträge kräftig zur Kasse
 gebeten zu werden. Und zwar nur die Versicherten, denn die Arbeitgeber müssen sich an 
den Zusatzbeiträgen nicht beteiligen.

Gesundheitswesen: Schwarz-Gelb peilt Kopfpauschale an
Schwarz-Gelb will über weitere Reformen im Gesundheitswesen ebenfalls erst nach der
 Landtagswahl entscheiden. Dabei haben sich CDU, CSU und FDP schon im Koalitionsvertrag –
nur schwach verblümt – auf eine unsoziale und ungerechte Kopfpauschale festgelegt, die vor
allem Familien, Rentnerinnen und Rentner belastet.

Für den 2. Dezember will die Bundesregierung Wirtschaftsverbände, Banken und
 Gewerkschaften zu einem „Krisen-Gipfel“ nach Berlin einladen. Doch so lange die
 Bundesregierung die Karten nicht auf den Tisch legt und sagt, wer die Zeche für ihre
 Politik bezahlen soll, bleibt dies eine reine Schauveranstaltung nach dem Motto „Gut, 
dass wir mal wieder miteinander geredet haben“.

Regierung schiebt wichtige Themen auf die „lange Bank“

Die schwarz-gelbe 
Rechnung kommt später
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